TECHNISCHE ERFORDERNISSE BEIM GEFORDERTEN VWWOHNBAU IN WIEN

Ing. Wolfgang Wagner, Magistrat der Stadt Wien, MA25 Gruppe Neubauférderung

Schon lange bevor der Begriff KYOTO zum Symbol fiir aktiven Umweltschutz wurde, bestand in
Wien das Bestreben, im geforderten Wohnbau energiesparende MaBnahmen zu realisieren. Stand
urspringlich der Gedanke im Vordergrund, MaBnahmen zu setzen, die fir den Mieter oder
Eigentiimer den Energieaufwand fir Heizung und Warmwasserbereitung niedrig und daher
kostengiinstig (,billig wohnen") zu halten, geht es heute primdr um die Reduzierung von
klimaschadigenden Komponenten, die durch die Erzeugung von Baustoffen, die Errichtung und den
Betrieb von Gebduden entstehen.

Wahrend die Bauordnung einen Mindeststandard fir alle Bauprojekte vorgibt, werden im
Wohnbauférderungsgesetz und den zugehdrenden Verordnungen wesentlich strengere MaBstabe
angelegt. Kénnen in einem nicht geforderten Gebdude Baustoffe, sofern nicht durch andere
Gesetze oder Erlasse bereits ein generelles Verbot besteht, noch immer eingebaut werden, wird im
geférderten Wohnbau sehr wohl die Verwendung von Baumaterialien, die eine nachweislich
negative Auswirkung auf unser Klima haben, unterbunden.

Wien ist anders”. Dieser Slogan hat auch hier seine Gultigkeit. Wahrend Ublicherweise Anreize
geboten werden, die bei Erfillen bestimmter Kriterien oder Umweltstandards zusatzliche
Fordermdglichkeiten um energiesparend und umweltfreundlich zu bauen bieten, erhalten in Wien
Projekte, die diese Bedingungen nicht erfillen, grundsatzlich keine Forderung. Ausgenommen
davon sind lediglich Sanierungen oder Umbauten, bei denen durch denkmalpflegerische
MaBnahmen oder aus stadtebaulichen Griinden eine Veranderung des Erscheinungsbildes nicht
maglich ist.

Um dieses Ziel zu erreichen, wird jedes Projekt in den Bereichen Planung, Okologie und Okonomie
einer  Jurierung, entweder durch den  Grundsticksbeirat oder im Zuge eines
Bautrdgerwettbewerbes, unterzogen. Sind die in den Baubeschreibungen und Entwurfsplanungen
angegebenen Qualitatsstandards einer zeitgemaBen und umweltfreundlichen Bauausfiihrung nicht
entsprechend, erfolgt keine Forderungsempfehlung. Der Bautrager hat jedoch die Maglichkeit, sein
Projekt nachzubessern und zur neuerlich Beurteilung vorzulegen.

Unter einem Bautrdgerwettbewerb ist zu verstehen, dass auf einer bereitgestellten Liegenschaft
mehrere Bautrdger mit ihren Planern eingeladen sind, ihr nach architektonischen und
wirtschaftlichen Kriterien entworfenes Projekt zu prasentieren. In einem Auswahlverfahren erhalt
das beste Projekt den Zuschlag. Der Grundstlicksbeirat ist &dhnlich der Jury des
Bautragerwettbewerbes. Ein Gremium bestehend aus Planern, Okologen, Okonomen und Vertretern
von Bautrdgern, die ein auf einer vom Férderungswerber erworbenen Liegenschaft geplantes
Projekt beurteilen, nachdem dieses zuvor von den zustandigen Magistratsdienststellen auf
Gesetzeskonformitat geprift wurde.



Da in Wien als Bundeshauptstadt, durch die hohe Bevdlkerungsdichte bedingt, der sogenannte
groBvolumige Wohnbau gegenlber den Eigenheimen vorrangig gefordert wird, sind alle
dkonomischen Erfordernisse darauf abgestimmt. Eigenheime, Kleingartenwohnhauser fir
ganzjahriges Wohnen und Dachgeschossausbauten werden keiner Vorjurierung unterzogen, da dies
zu sehr in die personlichen Vorstellungen und Wiinsche des Férderungswerbers eingreifen wirde.

Bei diesen Projekten wird daher wie gewohnt mit Zusatzférderungen wie Okoférderung fiir
Kleingartenwohnhduser und Eigenheime, Niedrigenergiehaus- und Passivhausstandard, Einsatz
erneuerbarer Energietrager und flr den Anschluss an das Fernwarmesystem ein Anreiz zum
Energiesparen gesetzt. Der Umstieg von fossilen auf klimafreundliche Energietrager soll
grundsatzlich ~ forciert  werden.  Gefordert wird dabei  mittels  nichtrlickzahlbarer
Baukostenzuschiissen in unterschiedlicher Hohe, je nach Art der ausgefiihrten Verbesserungen.

So wird bei einem Niedrigenergiehaus mit einer natlrlichen Beliiftung tber die Fenster ein
pauschaler Baukostenzuschuss in Hohe von 2.900 Euro gewdhrt bzw. 4.700 Euro bei einer
mechanischen Be- und Entliftung mit Warmeriickgewinnungsanlage.

Geht man noch einen Schritt weiter und erreicht den Standard Passivhaus erhéht sich die
Forderung schon auf 6.900 Euro.

Ebenso gibt es unterschiedlich hohe Férderungen fur den Einbau einer Warmepumpe. Wenn diese
nur fur eine Warmwasserbereitung verwendet wird, werden 1.100 Euro (pauschal)
Baukostenzuschuss gewadhrt. Wenn die Raumheizung zusétzlich versorgt wird, erhéht sich der
vorgenannte Betrag auf 2.000 Euro.

Fir den Einbau eines Gasbrennwertgerdtes einschlieBlich des notwendigen Zubehors
(Olbrennwertgerate werden in Wien nicht gefordert) werden unter der Voraussetzung, dass keine
Anschlussmdglichkeit an ein Fernwarmenetz besteht, 1.500 Euro fiir ein Erdgasgerdat bzw. 1.250
Euro fir ein Flissiggasgerat gewahrt.

Warmepumpen und  Gasbrennwertgerdte werden nur dann gefdrdert, wenn keine
Anschlussmdglichkeit an die Fernwarmeversorgung mdglich ist oder nur mit einem unzumutbarem
Aufwand hergestellt werden kdnnte.

Sollte dieser doch mdglich sein, so wird auch nachtréaglich, bei einem Umstieg weg von fossilen
Brennstoffen, eine Forderung gewahrt.

Solarthermische Anlagen werden ebenso gefordert, ausgenommen wenn sie nur zur Beheizung
eines Schwimmbades dienen.

Wie schon zuvor erwahnt, gelten all diese Zusatzférderungen nur fir Eigenheime. Im
groBvolumigen Wohnbau sind MaBnahmen wie Niedrigenergiehausstandard,
Anschlussverpflichtung an das Fernwarmenetz oder wassersparende Armaturen und Spartasten bei
der WC- Spllung Grundvoraussetzungen flir eine Zuteilung von Férderungsmittel.

Unabhédngig, ob ein Eigenheim oder Mehrwohnungshaus errichtet wird, sind alle baulichen
MaBnahmen grundsatzlich mit aus baubiologischer Sicht unbedenklichen Baustoffen zu realisieren.

In Wien laufen derzeit zwei Projekte die sich intensiv mit den Anliegen des Umweltschutzes
befassen: OKO - Kauf Wien und RUMBA.



OKO - Kauf ist ein magistratsinternes Vorhaben und beschaftigt sich von der Beschaffung von
Reinigungsmittel Gber Betriebsmittel und Fuhrpark bis hin zur umweltgerechten Ausschreibung
von Bauleistungen, sowohl im Sanierungs- als auch im Neubaubereich der in &ffentlicher
Verwaltung stehenden Gebdude. Die Dienststellen, die im Bereich der Wohnbauférderung tatig
sind, kdnnen nur beratend mitwirken, da sie keine ausschreibende Stellen sind und auf o6ffentliche
Gebdude keinen Einfluss haben. Dennoch sind Erkenntnisse, die aus diesem Projekt resultieren,
Grundlage einer umweltgerechten Beurteilung eines geférderten Bauvorhabens, umgekehrt kénnen
die im gefdérderten Wohnbau gemachten 6kologischen Erfahrungen in das Projekt einflieBen.
RUMBA ist ein von der EU geférdertes Projekt unter Federflhrung der Stadt Wien mit
gleichberechtigten Partner aus der Bauwirtschaft, zur Ausarbeitung einer Richtlinie fir
umweltfreundliche Baustellenabwicklung. Dieses Projekt endet im Herbst 2004 als Richtlinie und
erlebt derzeit als Bautragerwettbewerb die praktische Umsetzung. Mit den Bauarbeiten soll noch in
diesem Jahr begonnen werden.

Grundsatzlich ist im Wohnbauférderungsgesetz geregelt, wie ein Wohnhaus beschaffen sein muss,
aber nicht der Weg, wie man dieses Ziel erreicht. Da das Projekt RUMBA als Wettbewerb, bei dem
die umweltfreundliche Bauabwicklung Grundlage der Ausschreibung und Vergabe ist, gehandhabt
wird, obliegt in diesem Fall der Wohnbaufdrderung auch die Uberwachung dieser MaBnahmen.
Konkret sollen dabei in erster Linie LKW-Fahrten verhindert werden, um den klimaschadigenden
AusstoB3 von Abgasen sowie die Larm- und Geruchsbeldstigung der betroffenen Anrainer auf ein
vertretbares MindestmaB3 zu reduzieren. Erreicht werden diese MaBnahmen durch ein
Baulogistikzentrum mit Sortierinsel flir Baustellenabfdlle und Baurestmassen, der Anlieferung der
Baumaterialien sowie dem Abtransport von Massengutern per Bahn oder Schiff. Nach Mdglichkeit
sollen Elemente flr den Ausbau, wie etwa Fenster oder sanitdre Einrichtungsgegenstande, im
Container angeliefert werden. Dadurch sollen unnétige Stehzeiten durch das Entladen der LKW's
und damit verbundene Blockaden der Zufahrtswege und nach Mdoglichkeit Gberhaupt Leerfahrten
verhindern werden. Der Einsatz von schadstoffarmen LKW's gemaB EU-Richtlinie wird dabei als
selbstverstandlich angenommen.

Das fir dieses Projekt vorgesehene Planungsgebiet befindet sich im elften Wiener Gemeindebezirk
unweit des Hafens Freudenau und umfasst mehrere Baulose, die an verschiedene Bautrdger
vergeben werden. In dem Areal des Hafens sollen alle notwendigen Einrichtungen zur Realisierung
des Projektes untergebracht werden. Ein vorhandener Gleisanschluss mit Ladekran kann ebenso
benltzt werden wie die Mdglichkeit des Abtransportes des Aushubmaterials mittels Schiff. Der
verstarkte Einsatz von Fertigteilen, und wo dies nicht mdglich ist eine eigene Betonmischanlage fir
alle Baulose, sollen mithelfen, die Zahl der LKW Fahrten zu reduzieren bzw. értlich zu begrenzen.
Als Vorbild dienen dabei die GroBbaustellen Potsdamer Platz und Regierungsviertel Spreebogen in
Berlin mit den dort gesammelten Erfahrungen.

Laut Statistik entstehen bei der Neuerrichtung einer Wohnung 60 LKW-Fahrten mit 2.800
Kilometer Fahrleistung. Auf Wien bezogen bedeutet das bei einer Bauleistung von zirka 5.000



Wohnungen im Jahr 300.000 LKW-Fahrten mit 14 Millionen Kilometern. Jede Verringerung dieser
Zahlen ist ein Erfolg fir unsere Umwelt.

1996 wurden die ersten Wohnhauser im Niedrigenergiehausstandard eingereicht, dreiJahre spater
war diese Ausflihrung Stand der Wohnbauférderung in Wien und ist heute Voraussetzung fir eine
Forderung. Einige Wohnhausanlagen in Wien, die als Niedrigenergiehaus eingereicht, wahrend der
Bauphase jedoch auf Passivhaus umgeplant wurden, verfehlen diesen Standard nur sehr knapp. Die
ersten echten Passivhduser werden bereits realisiert. Bei einer Entwicklung die immer schneller
fortschreitet, kann man davon ausgehen, dass in zwei bis drei Jahren rund 90 Prozent aller
geférderten  Projekte  Passivhausstandard aufweisen. Durch die Zusatzférderung am
Eigenheimsektor ist dieser Trend auch hier nicht mehr zu stoppen.

Eine wesentliche MaBnahme zur Erreichung des KYOTO Zieles ist, wie schon vorher erwdhnt, die
Verwendung von 6kologisch unbedenklichen Baustoffen. Dabei geht es nicht nur um die Frage der
Erzeugung, sondern auch um die Wiederverwertbarkeit oder problemlose Entsorgung des
Bauproduktes nach  Ablauf seines Lebenszyklus. Der weitgehende Verzicht auf
Verbundkonstruktionen sollte Stand der Technik sein, wie z.B. der Fenstereinbau mit Blindstocken.
Diese konnen jederzeit ohne groBen baulichen Aufwand ausgetauscht werden.

Gab es bis 2001 im Wiener Wohnbauférderungsgesetz noch eine Zusatzforderung fir ,die
Ausfiihrung in Ziegelmauerwerk®, so trat in den letzten Jahren eine Trendumkehr ein, wobei der
Beton eindeutig als Sieger hervorgeht. In Wien wurden in den letzten Jahren viele Hochhaduser,
auch im geforderten Bereich, errichtet. Ohne hier fiir ein Bauprodukt zu werben, ist auf Grund der
erreichten Gebaudehohen mit den damit verbundenen statischen Erfordernissen sowie der
unbegrenzten architektonischen Gestaltungsmdglichkeit und auch wegen der Vermeidung von
Baustellenabfallen Beton als Massivbaustoff weiter im Vormarsch.

Umweltaspekte konnen aber schon in der Planung berlicksichtigt werden, wenn durch vorgesetzte
Laubengdnge oder die Situierung der Nebenrdume zu den verkehrsreichen Strassen auf
Schallschutzfenster mit mindestens 43 dB verzichtet werden kann. Diese funktionieren ohnehin
nur dann, wenn die Beschldge regelmaBig gewartet werden, sonst werden sinnlos teure Fenster,
womdglich mit klimaschdadigenden SF,-Gas gefillt, eingebaut und erreichen in ein paar Jahren
bestenfalls 39 - 40 dB.

Auch kdnnen im stadtebaulichen Bereich bei sogenannten Stadterweiterungsgebieten Bereiche, wo
.kleine Ortschaften” in der Stadt entstehen, schon in der allerersten Planungsphase MaBnahmen
wie Gelanderegulierungen beitragen, die Zahl der Lkw- Fahrten zu reduzieren und so aktiv beim
Umweltschutz mitwirken.

Finer neuesten Studie der Forstwirtschaft zufolge wichst in Osterreich der Wald schneller als
erwartet. Bei der Verbrennung von Holz entsteht genau soviel CO, als der Baum wahrend seines
ganzen Leben aus der Luft aufgenommen hat, damit ist Holz als Energietrager CO,-neutral Diesem
Umstand entsprechend fordert Wien nicht nur Anlagen, die mit erneuerbaren Energietrdgern, dazu
gehoren unter anderem Pellets- und Hackschnitzelheizungen, betrieben werden, sondern es wurde
auch die Bauordnung dem Trend entsprechend novelliert und so die Grundlage flr den ersten
groBvolumigen Wohnbau in Holz geschaffen.



Im 21. Wiener Gemeindebezirk entsteht zur Zeit eine viergeschossige Anlage mit 153 Wohnungen,
wobei das Erdgeschoss in Massivbauweise, das erste bis dritte Obergeschoss in Holz errichtet wird.
Die Vorteile, die Holz als Baustoff fir konstruktive Wandelemente bietet, sind eindeutig definiert:
keine Eingriffe in die Natur mit nachteiliger Auswirkung auf unser Okosystem, sofern eine
geregelte Forstwirtschaft betrieben wird, keine Entsorgungsprobleme nach Ablauf des Lebenszyklus
durch eine problemlose thermische Nachnutzung und letztendlich ist Holz wesentlich leichter als
Massivbaustoffe — ein Umstand, der sich wieder positiv auf die Reduktion der Belastungen durch
den Schwerverkehr auswirkt.

Ist es Aufgabe der verantwortlichen Techniker vor Ort, die negativen Auswirkungen auf unsere
Umwelt durch den Einsatz entsprechender Baustoffe und Bauweisen zu minimieren, so ist
gleichzeitig die Industrie aufgefordert, diese zu entwickeln und zur Verfligung zu stellen, wobei die
zustandigen Politiker mit ihren Stddteplanern die notwendigen Voraussetzungen flr einen
sinnvollen Einsatz schaffen missen.

Nur wenn alle Faktoren auf einander abgestimmt sind, kann dieses System funktionieren. Wir
haben diese Welt von unseren Kindern nur geborgt, also sollen wir sie so weitergeben, wie wir sie
ubernommen haben. Auch wenn dadurch héhere Kosten entstehen, hier zu sparen ware sicher der
falsche Weg.



	Technische Erfordernisse beim geförderten Wohnba�

